Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3691 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Ve 13/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Durchführung der Artikel 13 
und 14 der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Har- 
monisierung der Rechts- und Verwaltungs vor Schriften über 
den aktiven Veredelungsverkehr. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 18. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Drudi: Budidrudterei R. Madel, Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 


Bonn, den 4. August 1972 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Durchführung der Artikel 13 und 14 der Richtlinie des Rates 
vom 4. März 1969 zur Harmonisierung der Redits- und 
Verwaltungs vor Schriften über den aktiven Veredelungs verkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN- 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie Nr. 69/73 (EWG) des 
Rates vom 4. März 1969 zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den akti- 
ven Veredelungsverkehr ^), insbesondere auf Arti- 
kel 28, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 13 der vorerwähnten Richtlinie ist 
der aktive Veredelungsverkehr als beendet anzu- 
sehen, wenn die Veredelungserzeugnisse unter den 
in der Bewilligung vorgesehenen Bedingungen ent- 
weder aus dem Gebiet der Gemeinschaft ausgeführt 
oder im Hinblick auf ihre spätere Ausfuhr zu einem 
der in diesem Artikel bezeichneten Verfahren ab- 
gefertigt werden. 

Gleiches gilt gemäß Artikel 15 Absatz 1 der Richt- 
linie für die Zwischenerzeugnisse sowie die unver- 
edelten Waren. 

Werden diese Erzeugnisse oder Waren gemäß 
Artikel 14 der Richtlinie in den freien Verkehr über- 
geführt, so verlangt dieser, daß der Betrag an Zöl- 
len, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen 
mindestens dem Betrag entspricht, der bei Anwen- 
dung von Artikel 16 der Richtlinie erhoben worden 
wäre. 

Zwar ist im allgemeinen aufgrund der Tatsache, 
daß der Veredelungsvorgang eine Wertsteigerung 
der unveredelten Waren mit sich bringt und oftmals 
die Anwendung eines höheren Zollsatzes auf die 
Veredelungserzeugnisse zur Folge hat, der für diese 
Erzeugnisse geltende Betrag an Zöllen, Abgaben 
gleicher Wirkung und Abschöpfungen höher als der 
sich auf die eingeführten Waren beziehende Betrag. 
Es gibt jedoch auch Fälle, in denen der Betrag der 
für die Veredelungserzeugnisse im Zeitpunkt der 
Überführung in den freien Verkehr geltenden Zölle, 
Abgaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen nied- 
riger ist als der Betrag, der aufgrund von Artikel 16 
der Richtlinie geschuldet würde. 

Um in diesen Fällen die Erhebung der Zölle, Ab- 
gaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen in 
Übereinstimmung mit jener Richtlinie sicherzustel- 
len, empfiehlt es sich, falls die Veredelungserzeug- 
nisse, Zwischenerzeugnisse oder unveredelten Wa- 
ren zum externen gemeinschaftlichen Versandver- 


fahren abgefertigt werden, daß das Dokument T 1 
eine Eintragung erhält, die die zuständigen Behör- 
den des Mitgliedstaates unterrichten soll. Falls die 
genannten Erzeugnisse oder Waren zu einem ande- 
ren in Artikel 7 Absatz 1 erster Unterabsatz der 
Verordnung (EWG) Nr. 542/69 des Rates vom 18. 
März 1969 über das gemeinschaftliche Versandver- 
fahren ^) bezeichneten internationalen Versandver- 
fahren abgefertigt werden, werden die sich auf diese 
internationalen Versandverfahren beziehenden Do- 
kumente von einem Kontrollexemplar der in Arti- 
kel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2315/69 der Kom- 
mission vom 19. November 1969 über den Gebrauch 
des gemeinschaftlichen Versandpapiers zur Durch- 
führung gemeinschaftlicher Maßnahmen, die die 
Überwachung der Verwendung oder der Bestimmung 
der Waren vorsehen 3), genannten Art begleitet. 
Außerdem ist die Anwendung zu regeln. 

Außerdem ist es angebracht, die erforderlichen Be- 
stimmungen zu erlassen, um im Falle einer zugelas- 
senen Überführung in den freien Verkehr die Zölle, 
Abgaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen ge- 
mäß den Artikeln 14 und 16 der vorerwähnten 
Richtlinie bestimmen zu können. Für den Fall der 
Anwendung des Artikels 14 Buchstabe a soll diese 
Bestimmung auf Antrag des Inhabers der Bewil- 
ligung des aktiven Veredelungsverkehrs vorgenom- 
men werden können, während sie im Hinblick .auf 
die ordnungsgemäße Anwendung von Artikel 14 
Buchstabe b von Amts wegen vorzunehmen ist. 

Dazu ist es erforderlich, daß die zuständige Be- 
hörde des Mitgliedstaats, in dem die Bewilligung 
des aktiven Veredelungsverkehrs erteilt worden 
ist, der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, der 
die Überführung in den freien Verkehr gegebenen- 
falls zulassen soll, den Betrag an Zöllen, Abgaben 
gleicher Wirkung und Abschöpfungen, die in An- 
wendung von Artikel 16 der Richtlinie zu erheben 
wären, mitteilt. 

Diese Auskünfte werden auf Antrag der zustän- 
digen Behörde, die die Überführung in den freien 
Verkehr gestatten soll, erteilt, können aber auch 
auf Antrag des Inhabers der Bewilligung des akti- 
ven Veredelungsverkehrs erteilt werden, in jedem 
Fall ist Vorsorge zu treffen, damit sie innerhalb 
angemessener Fristen erteilt werden können. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 58 
vom 8. März 1969, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 77 
vom 29. März 1969, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 295 
vom 24. November 1969, S. 14 
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Es ist angebracht, für die Übermittlung der Aus- 
künfte die Verwendung eines besonderen Vordrucks 
vorzusehen, dessen Anwendung zu regeln und das 
Muster zu bestimmen, dem der Vordruck zu ent- 
sprechen hat. 

Da keine zustimmende Stellungnahme des Aus- 
schusses Aktiver Veredelungs verkehr ergangen ist, 
war die Kommission nicht in der Lage, die von ihr 
geplanten einschlägigen Vorschriften nach dem Ver- 
fahren des Artikels 28 Absatz 3 Buchstabe a zu er- 
lassen. 

Der Rat ist zur Zeit mit einem Änderungsvor- 
schlag zur Richtlinie vom 4. März 1969 befaßt, der 
die gleiche zollrechtliche Behandlung einerseits der 
Erzeugnisse sicherstellen soll, die unmittelbar unter 
tariflicher Zollbefreiung eingeführt werden, wobei 
diese in der Person des Empfängers oder dem vorge- 
sehenen Verwendungszweck begründet ist und an- 
dererseits der in der Gemeinschaft im Veredelungs- 
verkehr hergestellten Erzeugnisse, die für den glei- 
chen Empfänger öder für den gleichen Verwendungs- 
zweck bestimmt sind; dieser Vorschlag ist vor allem 
für einige wichtige Industriebereiche in der Gemein- 
schaft von Bedeutung. 

Ein sofortiges Inkraftsetzen der vorliegenden 
Richtlinie ermöglicht ein Verfahren zur Zusammen- 
arbeit der Zollverwaltungen, die bei der Annahme 
des Richtlinienvorschlags zu Artikel 13 der Richtlinie 
vom 4. März 1969 für Lieferungen von Waren dieser 
Industriebereiche unter den oben erwähnten Bedin- 
gungen durch den Inhaber der Bewilligung eines 
aktiven Veredelungsverkehrs allein nicht erforder- 
lich wäre. 

Es ist daher wünschenswert, bei der Festlegung 
des Datums des Inkrafttretens der Durchführungs- 
richtlinie dem Stand der Überlegungen zu dem Vor- 
schlag zur Änderung von Artikel 13 der Richtlinie 
Redinung zu tragen; unter den gegenwärtigen Vor- 
aussetzungen erscheint eine Frist von sechs Monaten 
angebracht - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Mit dieser Richtlinie werden verschiedene Durchfüh- 
rungsvorschriften zu Artikel 13 und 14 der Richt- 
linie des Rates vom 4. März 1969 zur Harmonisie- 
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
den aktiven Veredelungsverkehr erlassen. 

Artikel 2 

Werden Veredelungserzeugnisse, Zwischenerzeug- 
nisse oder unveredelte Waren zum externen ge- 
meinschaftlichen Versandverfahren abgefertigt, so 
ist in dem Feld „Warenbezeichnung" der Versand- 
anmeldung einer der folgenden Vermerke einzu- 
tragen: 

„Bei Überführung in den freien Verkehr Verzol- 
lung aktiver Veredelungsverkehr", 


„En cas de mise ä la consommation taxation per- 
fectionnement actif", 

„In caso di immissione in consumo tassazione per- 
fezionamento attivo", 

„Bij in het vrije verkeer brengen, belasten als 
voor actief veredelingsverkeer", 

sofern der Betrag der für diese Erzeugnisse gelten- 
den Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöp- 
fungen niedriger ist als der in Anwendung von Arti- 
kel 16 der im Artikel 1 bezeichneten Richtlinie er- 
mittelte Abgabenbetrag oder wenn dies den Umstän- 
den nach zu erwarten ist. 

A r t i k e 1 3 

1. Werden in dem in Artikel 2 bezeichneten Fall 
Veredelungserzeugnisse, Zwischenerzeugnisse oder 
unveredelte Waren zu einem anderen in Artikel 7 
Absatz 1 erster Unterabsatz der Verordnung (EWG) 
Nr. 542/69 des Rates erwähnten Versandverfahren 
abgefertigt, so wird das Versanddokument von 
einem Kontrollexemplar der in Artikel 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2315/69 der Kommission bezeich- 
neten Art begleitet. Das Kontrollexemplar muß in 
Feld 104 einen der in Artikel 2 vorgesehenen Ver- 
merke enthalten. 

2. Die laufende Nummer des Kontrollexemplars 
ist auf dem dazugehörigen Versanddokument zu 
vermerken. Das Kontrollexemplar wird gemäß der 
Verordnung (EWG) Nr. 2315/69 ausgestellt, verwen- 
det und zurückgesandt. 

A r t i k e 1 4 

1. Auf Antrag des Inhabers der Bewilligung des 
aktiven Veredelungsverkehrs treffen die für die 
Erteilung dieser Bewilligung und für die Ausstellung 
der Versanddokumente zuständigen Behörden die 
erforderlichen Maßnahmen, damit im Falle einer 
zugelassenen Überführung in den freien Verkehr die 
geschuldeten Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und 
Abschöpfungen gegebenenfalls gemäß Artikel 14 
Buchstabe a und 16 der in Artikel 1 bezeichneten 
Richtlinie ermittelt werden können. In diesem Fall 
weisen die zuständigen Behörden, die das Versand- 
dokument ausstellen, darin durch einen der folgen- 
den Vermerke 

„Verzollung als unveredelte Ware möglich", 

„Taxation possible marchandises mises en 
Oeuvre", 

„Tassazione possibile merci sottoposte a perfezio- 
namento", 

„Belasten mogelijk als onveredelde goederen", 

darauf hin, daß ein solcher Antrag durch den Be- 
teiligten gestellt worden ist. Wenn in dem Versand- 
dokument mehrere Waren aufgeführt sind, ist der 
Vermerk so anzubringen, daß er nicht zu Irrtümern 
hinsichtlich derjenigen Waren Anlaß gibt, auf die er 
sich bezieht. 
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2. Diese Behörden können auch sofort das nach 
Artikel 6 vorgesehene Informationsblatt ausstellen; 
in diesem Fall geben sie das Original an den In- 
haber zurück und behalten die Durchschrift. 

Artikel 5 

1. Wird die vollständige oder teilweise Überfüh- 
rung der in Artikel 2 bis 4 bezeichneten Verede- 
lungserzeugnisse, Zwischenerzeugnisse und unver- 
edelten Waren gemäß Artikel 14 und 15 Absatz ,1 
Buchstabe b der in Artikel 1 bezeichneten Richtlinie 
beantragt, so können die zuständigen Behörden, die 
die Überführung in den freien Verkehr gestatten 
sollen, die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, 
in dem die Bewilligung des aktiven Veredelungs- 
verkehrs erteilt worden ist, ersuchen, ihnen den Be- 
trag der Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und Ab- 
schöpfungen, der in Anwendung von Artikel 16 der 
in Artikel 1 bezeichneten Richtlinie zu erheben 
wäre, mitzuteilen. Sie stellen dieses Ersuchen mittels 
des in Artikel 6 bezeichneten Informationsblatts und 
versenden das Original und die Durchschrift; die Be- 
hörde, die die Auskünfte einholt, kann für ihren 
eigenen Bedarf gegebenenfalls eine zusätzliche 
Durchschrift fertigen. 

2. Die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, an 
die das Informationsblatt gerichtet ist, sorgen dafür, 
daß die angeforderten Auskünfte erteilt werden. Sie 
geben das Original zurück und behalten die Durch- 
schrift. 

Die zuständigen Behörden sind jedoch nach Ablauf 
der für ihre Zollpapiere vorgesehenen Aufbewah- 
rungsfristen von der Verpflichtung zur Mitteilung 
der Angaben befreit. 

Artikel 6 

1. Das Informationsblatt wird in einem Original 
mit einer Durchschrift unter Verwendung eines 
Vordrucks 1 N F.-l ausgestellt, der dem in der An- 
lage beigefügten Muster entsprechen muß. 

2. Der Vordruck wird auf weißem Schreibpapier 
ohne Holzschliff und mit einem Quadratmeterge- 
wicht von 40-65 g gedruckt. Das Original ist auf der 
Vorderseite mit einem guillochierten Überdruck zu 
versehen, auf dem jede auf mechanischem oder che- 
mischem Wege vorgenommene Fälschung sichtbar 
wird. 


3. Der Vordruck hat das Format 210x297 mm; der 
Zeilenabstand für maschinengeschriebene Texte be- 
trägt 4,24 mm (Ve Zoll); die Einteilung des Vordrucks 
muß genau eingehalten werden. 

4. Der Druck des Vordrucks obliegt den Mitglied- 
staaten. Der Vordruck kann auch von Druckereien 
gedruckt werden, die von den Mitgliedstaaten, in 
denen sie ansässig sind, hierzu ermächtigt worden 
sind. In diesem Fall muß in dem Vordruck auf die 
Ermächtigung hingewiesen werden. Der Vordruck 
muß den Namen und die Anschrift oder das Kenn- 
zeichen der Druckerei enthalten. Er trägt ferner zur 
Kennzeichnung eine Seriennummer. 

5. Der Vordruck ist in einer von den zuständigen 
Behörden des Mitgliedstaats, in dem das Informa- 
tionsblatt ausgestellt wird, zu bestimmenden Amts- 
sprache der Gemeinschaft zu drucken. Der für das 
Ersuchen um Auskunft bestimmte Teil des Informa- 
tionsblatts ist in einer der Amtssprachen der Ge- 
meinschaft auszufüllen, die von den zuständigen Be- 
hörden des Mitgliedstaats bestimmt wird, von de- 
nen das Ersuchen ausgeht. Die zuständigen Behör- 
den des Mitgliedstaats, die die Information zu er- 
teilen oder sich ihrer zu bedienen haben, können die 
Übersetzung der in den Vordrucken enthaltenen An- 
gaben in die oder eine Amtssprache dieses Mitglied- 
staats verlangen. 


Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen um dieser Richtlinie spätestens sechs Mona- 
te nach ihrem Inkrafttreten nachzukommen. 


Artikel 8 

Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission 
über die Bestimmungen, die er zur Durchführung die- 
ser Richtlinie erläßt. 

Die Kommission teilt diese Informationen den ande- 
ren Mitgliedstaaten mit. 


Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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1. Inhaber des aktiven Veredelungsverkehrs 


Original 


Nr. A.000.000 


2. Empfänger des Antrags 


Aktiver Veredelungs verkehr 
Informationsblatt 

5. Antrag 


3. Empfänger der Informationen 


4. Versandverfahren 

□ TI □ TIR □ TIF □ Rheinmanifest 


I I Der Unterzeichner, Inhaber des aktiven Verede- 
lungsverkehrs, 

□ Die zuständige Dienststelle, deren Bezeichnung 
und Anschrift in Feld 3 angegeben ist, 
beantragt, die auf die unten bezeichneten Waren 
entfallenden Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und 
Abschöpfungen anzugeben, die zu entrichten wären 
für den Fall, daß sie in dem Mitgliedstaat, der die 
Informationen zu erteilen hat, in den freien Verkehr 
übergeführt würden. 


□ Frachtbrief CIM 


□ 

I I vom Nr 


der Dienststelle 


Dienst- 

stempel 


den 


(Unterschrift) 


6. Packstücke 

' i 

1 

7. Bezeichnung und Menge der Waren A 

• 

6. Packstücke 

7. Bezeichnung und Menge der Waren B 

1 

1 

1 

6. Packstücke 

1 7. Bezeichnung und Menge der Waren C 

i 


8. Auskünfte die von den zuständigen Dienststellen zu erteilen sind 


9. 

Felder 

10. Ermittelte Beträge an 

14. 

Währung 

11. Zöllen 

12. Abgaben gleicher 
Wirkung 

13. Abschöpfungen 

A 

□□□□□□□ 9 □□ 

□□□□□□□ 9 □□ 

□□□□□□□ 9 □□ 


B 

□□□□□□□ 9 □□ 

□□□□□□□ 9 □□ 

□□□□□□□ 9 □□ 


C 

□□□□□□□ 9 □□ 

□□□□□□□ 9 □□ 

□□□□□□□ 9 □□ 



15. Bemerkungen 


Dienst- 

stempel 


, den 


(Unterschrift) 


1) das zutreffende Feld ankreuzen 

2) dem Fall entsprechend genau anzugeben, z. B. Seemanifest 
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16. Ersuchen um Nachträgliche Prüfung 

Die nachstehend bezeichnete Dienststelle bittet, die Echtheit dieses Informationsblatts und die Richtig- 
keit der darin enthaltenen Angaben zu prüfen. 


, den 


Dienst- 

stempel 


(Unterschrift) 


Zuständige Dienststelle: 


17. Ergebnis der Prüfung 

Die Prüfung durch die unten bezeichnete zuständige Dienststelle hat ergeben, das dieses Informations- 
blatt 1) 

Q von den darin angegebenen zuständigen Behörden ausgestellt worden ist und daß die darin enthalte- 
nen Angaben richtig sind, 

Q zu anliegenden Bemerkungen Anlaß gibt. 


Dienst- 

stempel 


, den 


(Unterschrift) 


ü das zutreffende Feld ankreuzen 


Bemerkungen 


Zuständige Dienststelle: 
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Begründung 


1. Das Ziel der Richtlinie des Rates vom 4. März 
1969 zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über den aktiven Veredelungs- 
verkehr besteht im wesentlichen darin, den Ab- 
satz von Erzeugnissen auf dem Drittlandsmarkt zu 
begünstigen, die aus in der Gemeinschaft vorgenom- 
menen Veredelungsarbeiten entstehen, ohne wesent- 
liche Interessen der Hersteller in der Gemeinschaft 
zu beeinträchtigen. Unter diesen Umständen ist es 
normal, daß die tatsächliche Ausfuhr der hergestell- 
ten Erzeugnisse die wichtigste Voraussetzung des 
Verkehrs bildet. 

Jedoch handelt es sich dabei nicht um einen unbe- 
dingten Grundsatz und verschiedene Ausnahmen 
sind vorgesehen worden. 

Zunächst führt Artikel 13 der Richtlinie aus, daß 
bei der im Hinblick auf ihre spätere Ausfuhr vor- 
genommenen Abfertigung von Veredelungserzeug- 
nissen zum gemeinschaftlichen Versandverfahren 
oder zu einem Zollager, der aktive Veredelungsver- 
kehr gleichfalls als beendet angesehen werden kann. 
Hierzu ist zu bemerken, daß der Begriff „gemein- 
schaftliches Versandverfahren" in Artikel 13 der 
Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 nur das durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 542/69 des Rates über 
das gemeinschaftliche Versandverfahren geschaffe- 
ne System betreffen kann und im Rahmen dieses 
Artikels nicht den Rückgriff auf andere Versand- 
verfahren vorsieht (T.I.R., T.I.F,, Rheinmanifest). Es 
scheint jedoch kein Grund vorzuliegen, für das Ge- 
biet des gemeinschaftlichen Versandverfahrens nicht 
eine Ausnahme zuzulassen und die Kommission hat 
dem Rat vorgeschlagen, deshalb den Wortlaut von 
Artikel 13 ^) zu ändern. 

übrigens sieht Artikel 15 unter bestimmten Voraus- 
setzungen die Überführung von im Veredelungsver- 
kehr befindlichen Waren, Zwischenerzeugnissen und 
Veredelungserzeugnissen in den freien Verkehr 
vor. 

Wenn die Veredelungserzeugnisse in Anwendung 
des Artikels 15 der Richtlinie vom 4. März 1969 in 
den freien Verkehr übergeführt werden, so ist die 
bei der Einfuhr . und Abfertigung der Waren zum 
aktiven Veredelungsverkehr gewährte Befreiung 
in der Weise nicht mehr gerechtfertigt, weil die 
Zölle, Abgaben und Abschöpfungen nachträglich er- 
hoben werden müssen. 

Wie diese Zölle, Abgaben und Abschöpfungen zu 
berechnen sind, ist in den Artikeln 16 und 17 der 
Richtlinie festgelegt. 

2. Die Überführung in den freien Verkehr kann ge- 
mäß Artikel 15 der Richtlinie entweder unmittelbar 
aus dem aktiven Veredelungsverkehr oder gemäß 
Artikel 14 aus dem gemeinschaftlichen Versandver- 
fahren und einem Zollager erfolgen, in denen sich 


die abgefertigten Zwischen- oder Veredelungser- 
zeugnisse befinden können. 

Die strikte Anwendung des Grundsatzes in Arti- 
kel 16 soll gewährleisten, daß mindestens der ur- 
sprünglich bei der Einfuhr der unter Zollüberwa- 
chung gestellten Waren ausgesetzte Betrag erhoben 
wird. 

Wenn jedoch die Zwischen- oder Veredelungser- 
zeugnisse, die nicht die Voraussetzungen der Arti- 
kel 9 und 10 des Vertrages erfüllen, zu einem ge- 
meinschaftlichen Versandverfahren oder einem Zoll- 
lager abgefertigt worden sind, ist es möglich, daß 
nicht zu beweisen ist, daß sie im Rahmen eines akti- 
ven Veredelungsverkehrs aus eingeführten Waren 
hergestellt worden sind. Diese Lage kann noch eher 
eintreten, wenn sich die erwähnten Erzeugnisse in 
einem anderen Mitgliedstaat befinden als in dem, in 
dem der Veredelungsvorgang oder der letzte Ver- 
edelungsvorgang stattgefunden hat. 

In diesem Fall ist zu vermeiden, daß der Beteiligte 
mehr als den ursprünglich ausgesetzten Betrag zu 
bezahlen hat, was dann der Fall sein könnte, wenn 
die Verzollung der Veredelungs- oder Zwischen- 
erzeugnisse nach ihrer eigenen Beschaffenheit und 
ihrem Wert erfolgte. 

Dazu ist es erforderlich, daß die zuständige Behörde 
des Mitgliedstaats, in dem die Bewilligung des akti- 
ven Veredelungsverkehrs erteilt worden ist, der 
zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, der die 
Überführung in den freien Verkehr gegebenenfalls 
zulassen soll, den Betrag an Zöllen, Abgaben glei- 
cher Wirkung und Abschöpfungen, die in Anwen- 
dung von Artikel 16 der Richtlinie zu erheben wä- 
ren, mitteilt. 

Die Auskünfte werden auf Antrag der zuständigen 
Behörde, die die Überführung in den freien Verkehr 
gestatten soll, erteilt, können aber auch auf Antrag 
des Inhabers der Bewilligung des aktiven Verede- 
lungsverkehrs erteilt werden, in jedem Fall ist Vor- 
sorge zu treffen, damit sie innerhalb angemessener 
Fristen erteilt werden können. 

Es ist angebracht, für die Übermittlung der Aus- 
künfte die Verwendung eines besonderen Vordrucks 
vorzusehen, dessen Anwendung zu regeln und das 
Muster zu bestimmen, dem der Vordruck zu entspre- 
chen hat. 

Der Rat ist zur Zeit mit einem Änderungsvorschlag 
zur Richtlinie vom 4. März 1969 befaßt, der die glei- 
che zollrechtliche Behandlung einerseits der Erzeug- 
nisse sicherstellen soll, die unmittelbar unter tarif- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 58 
vom 8. März 1969, S. 1 

2) siehe Dok. KOM(71)1013 endg. vom 16. September 1971 
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lieber Zollbefreiung eingeführt werden, wobei diese 
in der Person des Empfängers oder dem vorgesehe- 
nen Verwendungszweck begründet ist und anderer- 
seits der in der Gemeinschaft im Veredelungsver- 
kehr hergestellten Erzeugnisse, die für den gleichen 
Empfänger oder für den gleichen Verwendungs- 
zweck bestimmt sind; dieser Vorschlag ist vor allem 
für einige wichtige Industriebereiche in der Gemein- 
schaft von Bedeutung. 

Ein sofortiges Inkraftsetzen der vorliegenden Richt- 
linie ermöglicht ein Verfahren zur Zusammenarbeit 
der Zollverwaltungen, die bei der Annahme des 
Richtlinienvorschlags zu Artikel 13 der Richtlinie 
vom 4. März 1969 für Lieferungen von Waren dieser 
Industriebereiche unter den oben erwähnten Bedin- 
gungen durch den Inhaber der Bewilligung eines 
aktiven Veredelungs Verkehrs allein nicht erforder- 
lich wäre. 
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